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Ausführungen des Abgeordneten der CDU-Landtagsfraktion Reinhardt Thomas, MdL, zur Drucksache 3/2729(neu) „Neufassung Seeunfall-Untersuchungsgesetz – Erhalt der Seeämter“ (Einbringungsrede) auf der Plenarsitzung am 14. März 2002

Anrede,

der Bundestag hat am 21. Februar in Zweiter und Dritter Lesung über das 

Zweite Seeschifffahrtsanpassungsgesetz beraten. Kernbereich des Gesetzes ist die Seeunfalluntersuchung. Das Gesetz wurde von Rot-Grün gegen den Willen der Küstenländer, der gesamten Opposition einschließlich der PDS und gegen den Willen aller maritim orientierten Fachverbände beschlossen.

Bezeichnend für den nicht vorhandenen Sachverstand bei Rot-Grün und für die unerträgliche politische Arroganz waren die Ausführungen der parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens.

Die Sachargumentation der Staatssekretärin zum Seeschifffahrtsuntersuchungsgesetz beschränkte sich am 21. März im Kern auf  folgende Schwerpunkte:

1. Dem, was an der Küste so verbreitet wird, solle man keinen Glauben mehr schenken. Das heißt, statt Sachargumente Polemik.

2.  Zitat: „Wir haben mit dem Seeunfalluntersuchungsgesetz wieder den Standard erreicht, den uns andere vorgegeben haben.

Mit AIS und Notschleppkapazität setzen wir Standards. Ich denke, was wir gemacht haben, kann sich mehr als sehen lassen.“ 

Noch nie klafften die Träume rot-grüner Landeier und die Realitäten an der Küste so weit auseinander, wie bei dieser Regierungsvertreterin.

3. Zitat: „Journalisten sind sicherlich manchmal kluge Leute, aber in diesem Fall sind sie auf dem Holzweg. Ich sage noch einmal: Die Seeamtsverhandlungen werden weiter stattfinden.“

Das ist der plumpe Versuch der Regierung, die Medien für dumm zu verkaufen.

4. Zitat: „Ich sage noch einmal, ein Seeamt ist eine Behörde und darf nach dem Grundgesetz, wie der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes, nicht unabhängig agieren.“

Dazu ist zu sagen, die Behördenebene ist nicht entscheidend. Das bisherige Verfahren orientierte sich am Gerichtsverfassungsgesetz.

Nach dem schon geltenden Gesetz wurden die Ursachen und Umstände der Seeunfälle durch die Seeämter objektiv ermittelt, sachgerechte Empfehlungen zur Verbesserung der Schiffssicherheit gegeben und wenn nötig, der Entzug von Berechtigungen, sprich Patenten, ausgesprochen. 

Diese Zweistufigkeit wird mit dem Gesetz abgeschafft. Die objektive Feststellung der Ursachen eines Seeunfalls durch das Seeamt, soll mit diesem Gesetz in Anlehnung an die Flugunfalluntersuchung in ein verwaltungsinternes Verfahren ungewandelt werden.

Das Bundesoberseeamt Hamburg wird per Gesetz zur Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung. Der Untersuchungsführer soll nicht wie beim Seeamt Jurist, sondern nur noch Mitarbeiter mit nautisch-technischer Qualifikation sein.

Die bisherigen Seeämter behalten nur noch die Zuständigkeit zum Entzug von Patenten und Berechtigungen. Gutachterliche Untersuchungen fallen weg. Das Vorprüfverfahren soll durch die Wasser- und Schifffahrtsdirektion erfolgen. 

Damit wird die bisherige Tätigkeit der Seeämter auf ca. 10 % reduziert. 

Das heißt doch letztlich Abschaffung der Seeämter. Für wie naiv hält uns eigentlich die Regierung in Berlin?

Beim verwaltungsinternen Verfahren wird im Gegensatz zu den Seeamtsverfahren die Öffentlichkeit ausgeschlossen. Damit entfällt der bisherige Grundsatz der Seeunfalluntersuchung, die immer dann stattfinden musste, wenn ein öffentliches Interesse vorlag.

Diese Grundzüge der sogenannten Neureglung offenbaren das Demokratieverständnis von Rot-Grün und den fehlenden Sachverstand für praktische Schiffssicherheit. 

Die Verwaltung bestimmt im eigenen Interesse, was von öffentlichem Interesse ist. Die Behörde kontrolliert sich selbst. 

Das öffentliche Interesse wird also abgeschafft. Der Sachverstand aller maritimen Verbände bleibt außen vor. Das bedeutet praktisch:

1. Steuerung von Informationen und damit Unterlaufen der objektiven Berichterstattung durch die Medien. Das ist ein Verstoß gegen die Pressefreiheit.

2. Vertuschung von eigenem Fehlverhalten, und davon gab und gibt es genug.

3. Das vorrangige Ziel der bisherigen Seeunfalluntersuchungen, nämlich Empfehlungen zur Verhinderung von Unfällen, wird der Interessenlage der Behörde geopfert.

4. Die Bundesregierung pfeift auf die Sicherheitsinteressen der norddeutschen Küstenländer.

Das haben wir seit der „Pallas“-Katastrophe an der Küste mittlerweile leider hautnah erleben müssen. Ignoranz bis zur nächsten Katastrophe. 

Rot-Grün behauptet, dass das derzeitige Seeunfallgesetz nicht dem internationalen Standard entspricht und deswegen zwingend geändert werden müsste. Dazu ist festzustellen:

1. IMO-Code A. 849 (20)

Dieser Code beruht auf der Verpflichtung jedes Flaggenstaates, die Untersuchung jedes Unfalls durchzuführen, der einem seiner Schiffe zugestoßen ist. 

Entscheidend für den Staat ist, dass der Unfall schädliche Auswirkungen auf die Umwelt gehabt hat, und dass mit der Untersuchung Vorschläge zur Verbesserung bestehender Vorschriften gegeben werden können. 

Der Code berücksichtigt auch den Artikel 94 des UN-Seerechtsübereinkommens, nach dem jeder Flaggenstaat zu Ereignissen auf hoher See Untersuchungen durchführen muss, wenn das Ereignis im Zusammenhang mit der Führung eines Schiffes oder mit anderen befähigten Personen steht.

Das im IMO-Code festgeschriebene Ziel jeder Seeunfalluntersuchung ist, Zitat: „Die Verhinderung von Unfällen dieser Art in der Zukunft. 

Bei der Untersuchung von Seeunfällen werden die Umstände des betreffenden Unfalls sowie seine Ursachen und die den Unfall begünstigenden Faktoren ermittelt; dies geschieht dadurch, dass Informationen gesammelt und ausgewertet und die entsprechenden Schlussfolgerungen gezogen werden.“

Das entspricht den bisherigen Grundsätzen der Untersuchungen der Seeämter. Das geltende SUG widerspricht also nicht den Vorgaben der IMO.

2. Verlangt das EU-Recht eine Änderung des Gesetzes?

Zur Zeit des Gesetzentwurfes stand eine EG-Richtlinie über europäische Schiffssicherheit im Raum, die es meines Wissens noch nicht gibt. Wenn also die Absicht besteht, einen europäischen Standard für Seeunfalluntersuchungen festzuschreiben, dann ist die gesetzliche Eile für einen deutschen Sonderweg völlig unangebracht.

Die Verfechter des rot-grünen Gesetzentwurfes behaupten, dass eine EU-Richtlinie die Gesetzesänderung erforderlich macht. Das ist falsch. Diese Richtlinie betrifft nur die von den Mitgliedstaaten zu veranlassende Umsetzung, dass alle Mitgliedstaaten an der Untersuchung eines Seeunfalls mitwirken können. Dafür muss man kein Gesetz ändern, das ist mit der Einfügung eines knappen Satzes erledigt.

3. Muss das Seeunfalluntersuchungsgesetz dem Flugunfalluntersuchungsgesetz angepasst werden?

Schiffs- und Flugunfälle sind überhaupt nicht miteinander zu vergleichen. Nach Flugzeugunfällen wird versucht, mit Hilfe der Blackbox und der Überreste des Flugzeuges den Unfallverlauf zu rekonstruieren.

Fast ausschließlich steht dabei die hochkomplizierte technische Aufklärung im Vordergrund. Im Gegensatz dazu beruhen 80 % aller Seeunfälle auf menschlichem Versagen. Hier gilt es in erster Linie durch Befragung der Besatzungsmitglieder, Ursachen und Umstände aufzuklären sowie Empfehlungen zu geben. 

Bei Flugzeugkatastrophen, bei denen es in der Regel keine Überlebenden gibt, geht es also um die technische Analyse komplex ineinandergreifender Systeme. In der Seeschifffahrt aber um die Bewertung menschlichen Verhaltens bei der Ursachenermittlung. 

Der Verweis auf den Grobecker-Bericht ist irreführend, weil darin keine Begründung gegeben wird, ob und welche Vorteile es bietet, die Seeunfalluntersuchung an der Flugzeuguntersuchung zu orientieren.

Der gesetzliche Nachholbedarf besteht also gar nicht. In der Gesetzesbegründung ragt neben haarsträubenden Formulierungen auch die Kritik am derzeitigen Seeamtsverfahren heraus. 

Das Verfahren sei nicht akzeptabel, weil es ein „hoheitlich richtendes“ Verfahren ist.

Damit wird unterstellt, dass es eine Tendenz zur Konzentration der Unfalluntersuchungen auf das Bordpersonal gebe. Auch das ist falsch. Eines der wichtigsten Neuregelungen im derzeitig geltenden Seeunfalluntersuchungsgesetz war die rechtliche Möglichkeit, außer der Besatzung, Reedereien, Werften und Verwaltungen als Beteiligte anzusehen und zu den Verhandlungen zu laden.

Auch der Wasserschutzpolizei wird unterstellt, dass sie nicht „uneinvorgenommen“ sicherheitsrelevante Tatsachen und Ursachen im Auge hat. Wer, wenn denn nicht die Wasserschutzpolizei, kann als kompetente und ermittelnde Behörde solche Sachverhalte aufklären. 

Beanstandet wird auch, dass infolge eines Seeunfalls den Beteiligten Patente sofort vom Seeamt entzogen werden. Das ist doch eine sofortige und in die Zukunft gerichtete Maßnahme zur Verbesserung der Schiffssicherheit. 

Kritisiert wird von Rot-Grün die Besetzung der Seeämter – ein Jurist und zwei Beisitzer mit nautischem und technischem Sachverstand. Aber gerade die ist sachgemäß, weil die Vernehmung von Beteiligten und Zeugen bei Seeunfalluntersuchungen im Vordergrund steht. Dafür wird eine juristische Ausbildung benötigt. 

Rot-Grün will statt öffentliche Untersuchungsverfahren der Seeämter ein reines verwaltungsinternes Amtsermittlungsverfahren, das in einem Gutachten enden soll. Rechtsmittel dagegen sind nicht vorgesehen.

Gerade die Transparenz der Entscheidung der Seeämter gehört zu den Vorzügen des 15 Jahre alten Seeunfall-Untersuchungs-Gesetzes. Deswegen wurde gegen Seeamtssprüche nur äußerst selten Widerspruch eingelegt. Die bisherigen Ermittlungen der Ursachen waren und sind für Reeder und Versicherer von großer Bedeutung. Das sind zentrale Punkte für weitere vermögensrechtliche Auseinandersetzungen, die nach einem Unfall zwingend zu erledigen sind. 

Gerade die Öffentlichkeit zwingt das Seeamt und alle Beteiligten zur Objektivität. Mit fehlender Öffentlichkeit geht nicht nur Objektivität, sondern auch Rechtstaatlichkeit verloren. Die internen und  nicht öffentlich geführten Untersuchungen zum „Estonia-Untergang“ haben aus Sicht aller Experten eben nicht zum Rechtsfrieden in Skandinavien und Estland beigetragen. Sogar die Meier-Werft sah sich genötigt, eine eigene Untersuchungskommission einzusetzen.

Die Kernargumente der Befürworter für den im Bundestag beschlossenen Gesetzentwurf habe ich dargelegt und mit der bestehenden Gesetzeslage verglichen. 

Die Argumente der Bundesregierung können uns an der Küste nicht überzeugen, weil sie weder stichhaltig noch praktisch im Sinne der Verbesserung der Schiffssicherheit überzeugend sind. 

Das derzeitige Seeschifffahrtsuntersuchungsgesetz entspricht grundsätzlich dem internationalen Standard. Für die Ergänzung an die Erfordernisse des IMO-Codes A. 849 (20) und der EG-Richtlinie 1999/35 EG bedarf es nur der Zustimmung zur gemeinsamen Erklärung der fünf norddeutschen Küstenländer.

Ich bitte Sie deshalb namens meiner Fraktion um Zustimmung zu unserem Antrag und um Ablehnung des von der Bundesregierung vorgelegten Seeunfalluntersuchungsgesetzes. 

